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Grundsatzprogramm

»Wir wollen die
Chancengesellschaft«
Frei und sicher leben – das ist der Leitgedanke für das neue Grundsatzprogramm.
Wie Freiheit und Sicherheit verknüpft sind und was die CDU von anderen unter-
scheidet, erklärt Ronald Pofalla im UNION-Gespräch. [Winfried Rauscheder, Guido Speiser] 
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ge unseres politischen Handelns. Nicht
die Grundsätze, aber die Herausforde-
rungen, auf die wir reagieren müssen,
haben sich an vielen Stellen geändert oder
sind deutlicher hervorgetreten. Niemand
konnte sich 1994 vorstellen, dass Flug-
zeuge als Instrumente des Terrors miss-
braucht werden und unsere S icherheit 
gefährden. Kaum jemandem war das Aus-
maß der Bedrohung unserer Schöpfung
durch den Klimawandel so bewusst. Hin-
zu kom m en noch die Ver ä n deru n gen
durch die globalisierte Welt, die Anfor-
derungen der Wissensgesellschaft und der
demografische Wandel. Auf diese verän-
derten Situationen brauchten wir neue
Antworten.
Kann man sogar sagen: Genau weil wir 
in einer so sc h n e lll e b igen, unsichere n
Welt leben, ist es wichtig, sich se iner
Grundlagen und „Werteleitplanken“ zu
versichern?
Ja. Mein Eindruck ist, dass die Menschen
mehr denn je diese Orientierung suchen.
Gerade wenn sich viel verändert, braucht
man einen Fixpunkt, auf den man sich
verlassen kann.
Der Entwurf der Grundsatzprogramm-
Kommission ist die Diskussionsgrundlage
für den Bundesvorstand Anfang Juli. Die
Kommission hat über ein Jahr daran ge-
a rb ei tet. Sind Sie froh, dass diese Arb ei t
zu Ende ist?

uns als Christliche Demokraten verstehen
und welche Werte uns leiten. Das liest
man zwar nicht jeden Tag beim Früh-
stück, aber es bestimmt, was man nach
dem Frühstück macht.

UNION: Heute wird viel über Werte-
ve rfa ll und We rtewandel ges p ro c h e n .
Auch bei einem Gru n d sat z p ro g ra m m
geht es um We rte. Was sind Ih re
wichtigsten?
Ronald Pofa lla: Wir bra u ch en ei n en
Wertedreiklang – Freiheit, Solidarität und
Gerechtigkeit. Alle drei sind wichtig und
unverzichtbar. Meine innere Verbindung
fußt allerdings insbesondere auf der Idee
der Frei h eit und der Wi ch ti gkeit der
Freiheit.
Sprechen Sie über solche grundlegenden
Dinge wie Werte auch mit Ihrer Frau?
Berät Sie sie?
Klar interessiert mich ihre Meinung, vor
allem in prinzipiellen Fragen. Aber ganz
ehrlich: Da wir nur sehr wenig Zeit mit-
ei n a n der haben , u n terh a l ten wir uns
nicht nur über Politik.
Böse Zungen behaupten, Grundsatzpro-
g ramme hießen deshalb so, weil sie
g rundsätzlich niemand liest. Wa ru m
brauchen wir überhaupt eines?
Ein Grundsatzprogramm ist in der Tat
kein Tex t , den man wöch en t l i ch oder
noch öfter liest. Aber wir brauchen einen
inhaltlichen Kompass, ein klares Funda-
ment. Wer sich für die CDU interessiert,
wer uns wählt, muss wissen, wofür wir
stehen, was unsere Ziele und Überzeu-
gungen sind. Wir beschreiben mit dem
Gru n d s a t z programm de s h a l b, wie wi r

DER WEG ZUM NEUEN GRUNDSATZPROGRAMM (GSP)
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3 Bildung der GSP-Kommission             
Nach dem Parteitagsbeschluss vom Januar wird eine 
Grundsatzprogramm-Kommission eingesetzt. Ronald 
Pofalla wird Vorsitzender, Stellvertreter werden 
Annette Schavan, Dieter Althaus und Peter Müller.

3 Regionalkonferenzen 
Auf fünf Regionalkonferenzen
diskutieren fast 10 000 
CDU-Mitglieder über das 
neue Grundsatzprogramm.

April 2006

Die Menschen suchen Orien-
tierung. Wenn sich viel ver-
ändert, braucht man einen
Fixpunkt.

»
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Aber das heute gültige Grundsatzpro-
gramm ist erst 1994 entstanden. Ändern
sich Grundsätze so schnell?
Unsere Grundwerte Freiheit, Solidarität
und Gerechtigkeit sowie das christliche
Menschenbild bilden weiter die Grundla-
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Es war ein hartes Stück Arbeit. Aber nicht
nur für mich, sondern auch für die Mit-
glieder der Kommission und die Mitar-
beiter des Konrad-Adenauer-Hauses. Ich
fand die ganztägigen Sitzungen und die
mehrtägigen Klausurtagungen, auf denen
man über ein Thema mal ausführlich
diskutieren konnte, hochinteressant. Ein
bisschen werde ich das auch vermissen.
Sie hatten die Au fgabe des Ge n e ra l-
sekretärs, und die Grundsatzprogramm-
Arbeit kam ja obendrauf. Wie war das zu
schaffen?
Als Angela Merkel die Idee hatte, mich
zum Kommissionsvorsitzenden zu ma-
chen, war ich erst skeptisch. Sie hat mich
dann aber überzeugt. Hätte ich allerdings
gewusst, wie viel Arbeit das ist, hätte ich
m i ch etwas en t s ch i eden er wi ders et z t
( l ach t ) . Ich bin heute aber fro h , dass 
ich es gemacht habe! Das ähnelt einer
Ex a m en s s i tu a ti on : Wenn man selbst dri n-
s teck t , f i n det man sie bel a s ten d . Aber
wenn es gelungen ist – und ich glaube,
dass wir ein gelungenes Werk vorgelegt
haben –, dann ist man umso zufriedener,
es geschafft zu haben.
Was ist für Sie die Hauptbotschaft des
Grundsatzprogramm-Entwurfs?
Ku r z : „ Frei und sich er leben in der
Chancengesellschaft“. Das bedeutet: Wir
stehen dafür, dass die Menschen in unse-
rem Land die Chance haben auf persönli-

che Entfaltung, auf Bildung, auf Arbeit,
auf Teilhabe. Um das zu erreichen, brau-
chen wir neue Dimensionen von Freiheit
und Sicherheit.
An welcher Stelle im Entwurf ist diese
spezielle Betonung der Freiheit zu sehen?
Wir wo ll en mehr Wa h l f rei h eit für die Fa-
m i l i en . Kon k ret heißt das „ Fa m i l i en-

s p l i t ti n g “. Wir wo ll en mehr Frei h eit für
die Un tern eh m en und Be s ch ä f ti g ten .
Kon k ret bedeutet das „ Betri ebl i ch e
Bündnisse für Arbei t “. Wir wo ll en gen e-
rell den Staat zurück n eh m en , damit 
er seine Kern a u fga ben be s s er wahrn eh-
m en kann als heute – bei s p i el s weise bei
der In n eren Sicherheit und der Bildung.

3 Grundsatzkongress I
Auf einem Kongress in Berlin werden
die Leitfragen zum Grundsatzprogramm
in acht Foren diskutiert.

3 Beschluss des Entwurfs
Die GSP-Kommission
beschließt einstimmig
den Entwurf für das neue
Grundsatzprogramm.

DER WEG ZUM NEUEN GRUNDSATZPROGRAMM
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3 Parteitag – Zwischenberichte
Auf dem 20. Parteitag in Dresden
gibt der Vorsitzende der GSP-
Kommission einen Zwischen-
bericht über den Stand der Arbeit.
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RONALD POFALLA, 1959 in Weeze am Niederrhein geboren, studierte Sozialpädagogik und Jura.
1990 zog der Rechtsanwalt in den Bundestag ein, seit 2006 ist er Generalsekretär der CDU. Unter 
seiner Leitung entsteht das dritte Grundsatzprogramm in der Geschichte der Partei.

August 2006
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degeneriert. Man kann das an vielen Stel-
len festmachen. Das fängt schon damit
an, dass die SPD zu Beginn der Debatte
zentral “Leitsätze” vorgegeben hat, die die
Partei jetzt bestätigen darf. Wir haben
bewusst „Leitfragen“ an den Anfang ge-
stellt, um eine freie und offene Diskus-
sion zu ermöglichen. Oder nehmen Sie
das Thema Familie: Für uns ist Familie
überall da, wo Eltern für Kinder und
Ki n der für Eltern dauerhaft Vera n t-
wortung übernehmen. Aus dieser Defini-
tion wird deutlich, dass für uns in dem

Begriff der Familie die Elternschaft von
zen tra l er Bedeutung ist. Im Fa m i l i en-
begriff der SPD kommt der Aspekt der
Elternschaft gar nicht vor. Wenn Familie
aber nichts mehr mit Eltern zu tun hat,
wird sie zur beliebigen Form der Wohn-
gemeinschaft.
Was sagt der Grundsatzprogramm-Ent-
wurf außerdem zum politischen Brenn-
punktthema Familie?
Ehe und Familie sind für uns die Grund-
lage des Zusammenlebens und die Keim-
zelle der Gesellschaft. Ich betone immer
auch die Ehe, weil heute sehr viel über

Und was verstehen Sie hier konkret unter
dem Begriff „Sicherheit“?
Frei h eit und Si ch erh eit geh ö ren zusam-
m en . Es gi bt keine Si ch erh eit ohne Frei h ei t ,
und es gi bt keine Frei h eit ohne Si ch erh ei t .
Zum einen meinen wir sowohl die Äuße-
re als auch die Innere Sicherheit, die nicht
mehr voneinander zu trennen sind. Wir
treten dafür ein, dass die Bundeswehr in
besonderen Gefährdungslagen auch zur
Verteidigung der Inneren Sicherheit ein-
ge s etzt werden kann. Si ch erh eit hei ß t
zum anderen aber auch soziale Sicherheit
– daher sind etwa zukunftsfeste Sozial-
versicherungssysteme so wichtig. Deshalb
ist es entscheidend, dass Löhne nicht ins
Bodenlose fallen dürfen, dass wir sitten-
widrige Löhne gesetzlich verbieten und
Kombilöhne einführen. Und: Wer länger
Lei s tu n gen für die Gesell s ch a f t erbracht
hat, muss auch länger Leistungen von der
Gesellschaft erhalten können.
Wo sehen Sie die Hau ptu n te rsc h i ede 
zur SPD, die derzeit auch ein neu es
Gru n d sat z p ro g ramm era rb ei tet? Gl au b e n
Sie, die SPD fordert nicht auch ein ausge-
wogenes Verhältnis von Freiheit und Si-
cherheit?
Die SPD setzt auf die umfassende Re-
gelungskompetenz des Staats. Sie denkt
auch in ihrem Grundsatzprogramm im-
mer von oben nach unten. Der Freiheits-
begri f f ist im SPD-Programm de s h a l b

1./2. Juli 2007

3 Beschluss auf dem 
21. Bundesparteitag
Auf dem Parteitag in Hannover
soll das Grundsatzprogramm
beschlossen werden.

3./4. Dezember 2007

3 Beschluss des Leitantrags
Der Bundesvorstand diskutiert auf
einer Klausurtagung den Entwurf der
GS P- Kommission und die Rückmeldun-
gen aus der Partei. Er beschließt den
Leitantrag an den Bundesparteitag.

Die SPD denkt immer vo n
oben nach unten. Ihr Frei-
heitsbegriff ist degeneriert.

»

3 Diskussionsphase
Mit einer Dialogtour des Generalsekretärs im August geht die
Diskussion in die heiße Phase. Es folgen ein weiterer Grund-
satzkongress am 4.9. und eine zweite Serie von Regionalkon-
ferenzen im September und Oktober.
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Familien gesprochen wird. Wir woll en das
vorh a n dene Ehega t ten s p l i t ting zum
Fa m i l i en s p l i t ting wei teren t wi ckel n . D a s
E h ega t ten s p l i t ting soll nicht ei n ge s ch r ä n k t
werden, aber Familien mit Kindern sollen
bessergestellt sein als Kinderlose.
Können Sie einmal zusammenfassen, was
in diesem Entwurf im Wesentlichen beim
Al ten geblieben ist und was erneu e rt
wurde?
Un s ere Gru n dl a gen im Ka p i tel „ Wi r
Christliche Demokraten“ beschreiben wir
im Gru n de so wie sch on im ers ten Gru n d-
satzprogramm von 1978: Es bleibt bei den
d rei Gru n dwerten Frei h ei t , So l i d a ri t ä t
und Gerechtigkeit. Wir sind in unserem
Handeln vom christlichen Menschenbild
geleitet und glauben, dass politische Ent-
s ch ei du n gen sich am Sch luss auch vor Gott
zu verantworten haben. Dieser Teil bleibt
erhalten. Wir modernisieren zwei Teile
s ehr deut l i ch : den familien po l i ti s ch en
und den umwel tpo l i ti s ch en Tei l . Un d :
Wir erneuern die Soziale Marktwirtschaft
in der globalisierten Welt.
Gab es in diesem schon ein Jahr lang dau-
ernden Prozess strittige Punkte? Wenn
ja, welche waren das?
Der Begri f f der Lei t k u l tur in Deut s ch l a n d
w u rde hef tig diskuti ert . G em eint ist die
Gru n dl a ge des Zu s a m m en l ebens für all e ,
die hier leben – die An erken nung de s
Gru n d ge s et ze s , das Erl ern en der deut s ch en

August–Dezember 2007
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ju n gen Men s ch en Bi l dung zu verm i t tel n ,
und dass die Sprache nun einmal das
Med ium für diese Verm i t t lung ist.
Wie können Ortsve rb ä n d e, Krei sve rb ä n d e
und einzelne Mitglieder an diesem Pro-
gramm mitwirken?
Ich bin sehr stolz darauf, dass wir sehr
früh das Internet für die Grundsatzpro-
gramm-Arbeit genutzt haben. Wir haben
ein umfangreiches Onlineangebot r und
um das Grundsatzprogramm geschaffen.
Allein die Leitfragen sind etwa 70 000 Mal
a b geru fen worden . Für die Mi t gl i eder
haben wir als erste Partei in Deutschland
Virtuelle Arbeitskreise eingerichtet. Dort
sind bis heute 6000 Beiträge geschrieben
und diese über 50 000 Mal abgeru fen
worden. Allein in den le tzten Wochen
wurde auch das aktuelle Grundsatzpro-
gramm 3500 Mal abgeru fen . Ich finde , d a s

S prach e , a ber auch die deut s che Ge-
schichte und die sich daraus ergebende
Verantwortung. Nachdem wir diesen In-
halt geklärt hatten, habe ich dafür gewor-
ben, den Begr iff der Leitkultur aktiv zu
verwenden.
Erstaunlich ist aber, dass die Heftigkeit
der öffentlichen Di s ku ssion nicht ve r-
gl ei c h bar war mit der fr ü h e ren Di s-
kussion um die Leitkultur. Woran kann
das liegen?
Eindeutig daran, dass die Linke vieles von
dem, was sie noch vor Jahren bestritten
hat, heute von uns übernommen hat.
Wenn Sie vor zehn Jahren gesagt haben,
jeder, der hier lebt, muss Deutsch spre-
chen können, dann sind Sie von der poli-
tischen Linken öffentlich gebr andmarkt
worden. Mittlerweile haben bis auf einige
Al t - 6 8 er alle begri f fen , wie wi ch tig es ist,

Ich habe dafür geworben,
den Begriff der Leitkultur
aktiv zu verwenden.

»



s i n d beeindruckende Zahlen. Und natür-
lich gibt es weitere Beteiligungsmöglich-
keiten – von den Regionalkonferenzen bis
zu Anträgen beim Bundesparteitag.
Sie haben ja auch die Aktion „10 Zeilen
für Deutschland“ gestartet. Was haben
Sie damit bezweckt? Wie sind diese Ideen
berücksichtigt worden?
Wir haben jede einzelne Zuschrift angese-
hen und überlegt, was wir übernehmen
können. Die Idee der „10 Zeilen“ war die,
dass wir vor allem unseren Mitgliedern
die Möglichkeit geben, uns in prägnanter
Form mitzuteilen, was sie für wichtig hal-
ten. Da gab es intere s s a n te Bei tr ä ge . Ei n
Bei s p i el : Ein Mi t gl i ed sch lug als
Ka p i tel ü bers ch rift vor: „ S t a rke Fa m i l i en –
m en s ch l i che Gesell s ch a f t”. Ich fand das
eine so gute Idee , dass wir sie übern om-
m en haben . 7
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3 10 Zeilen für De u t sc h l a n d
Schreiben Sie uns Ihre Ideen im Internet
unter www.grundsatzprogramm.cdu.de.
Gerne können Sie sich dabei auf den
Entwurf der Kommission beziehen.   

3 A rbeit im Kre i s- oder Ort sve rba n d
Schalten Sie sich vor Ort in die Arbeit
am Grundsatzprogramm ein! Die Kreis-
verbände haben eigene Beauftragte
ernannt und sind für den Bundespartei-
tag im Dezember antragsberechtigt.

3 Re g i o n a l ko n fe re n ze n
Kommen Sie zu einer der fünf Regional-
konferenzen im September und Okto-

ber 2007: Wo und wann sie stattfinden,
lesen Sie auf Seite 42 in diesem Heft.

Grundsatzprogramm-Diskussion

SO KÖNNEN SIE SICH EINBRINGEN

GUT BESUCHT war die erste Serie der
Regionalkonferenzen im Frühjahr 2006
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